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Geſetz-Sammlung 
für die | 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 22. 


(Nr. 6331.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Buckau, Regierungsbezirks Magdeburg, zum Betrage von 30,000 Tha- 
lern. Vom 23. April 1866. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Buckau im Einverſtaͤndniſſe mit der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zu gemeinnuͤtzigen An⸗ 
lagen, namentlich zum Bau eines Rathhauſes, einer Bürgerſchule und eines 
Armenhauſes eine Anleihe von 30,000 Thalern aufnehmen und zu dieſem Zwecke 
auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Stadt⸗Obligationen aus⸗ 
geben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsver⸗ 
pflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur 
Ausſtellung von dreißig Tauſend Thalern Buckauer Stadt⸗Obligationen, welche 


nach dem anliegenden Schema in 300 Apoints und zwar zu je 100 Thalern 


auszufertigen, mit fuͤnf vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen und, von Seiten der 
Glaͤubiger unkuͤndbar, vom 1. Januar 1868. ab nach dem feſtgeſtellten Til⸗ 
gungsplane durch Auslooſung mit mindeſtens Einem Prozent der Kapitalſchuld, 
unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, und vom 
1. Januar 1882. ab mit einer noch um weitere 1200 Thaler verſtaͤrkten Til- 
gungsrate, alljaͤhrlich zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter 
Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiftung Seitens des 
Staats zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 23. April 1866, 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1866, (Nr. 6331.) 36 ; Pro: 
Ausgegeben zu Berlin ben 7, Juni 1866, 


Provinz Sachfen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Buckauer 
ö Siebte 
Buckauer Stadt⸗ Obligation 
uͤber 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
MER 
(Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom 
a Geſetz-Samml. von 18. S. ) 


Wi Magiſtrat der Stadt Buckau urkunden und bekennen hiermit, daß der 
Inhaber dieſes Schuldſcheins der hieſigen Stadt ein Darlehn von 100 Thalern, 


ſchreibe: Einhundert Thalern Kurant gegeben hat, deſſen Empfang wir hier⸗ 


mit beſcheinigen. 

Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil des zur Befriedigung mehrerer 
dringenden Kommunalbeduͤrfniſſe in Gemaͤßheit des Allerhöchſten Privilegiums 
VVV aufgenommenen Darlehns von 30,000 Thalern. 

Die Ruͤckzahlung dieſes Darlehns geſchieht binnen ſpaͤteſtens ſieben und 
zwanzig Jahren von der Emiſſion der Obligationen ab nach Maaßgabe des 
feſtgeſtellten Tilgungsplans dergeſtalt, daß die darin jaͤhrlich ausgeworfene 
Amortiſationsrate in den Haushaltsetat aufgenommen und aus dieſem ilgungs⸗ 
fonds die Stadt⸗Obligationen vermittelſt Auslooſung oder freien Ankaufs binnen 
ſpaͤteſtens ſieben und zwanzig Jahren eingelöft werden. 8 

Die Stadtgemeinde Buckau behaͤlt ſich das Recht vor, den Tilgungsfonds 
durch größere Auslooſung zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende 
dacht l zu kuͤndigen. Den Glaͤubigern ſteht kein Kuͤndigungs⸗ 
recht zu. a 
Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Nummer, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤck⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung er⸗ 
folgt drei Monate vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Koͤniglichen 
Regierung zu Magdeburg und im Staatsanzeiger. Falls eines dieſer Blätter 


eingehen ſollte, wird mit Zuſtimmung der Königlichen Regierung ein entſprechen⸗ 


des anderes Blatt gewaͤhlt werden. 
Bis 


— 257 — 
Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zuruͤckzugeben 
iſt, wird daſſelbe in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli 
jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

7 der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Stadtkaſſe in Buckau, in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins 
folgenden Zeit. a 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals zu praͤſentirenden Schuld⸗ 
verſchreibung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeits⸗ 
termine zuruͤckzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom 
Kapitale abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Faͤlligkeitsjahres nicht erhobenen Zinſen, verfaͤhren zu Gunſten 
der Stadtgemeinde Buckau. Wenn die zu tilgenden Obligationen ſtatt der 
Auslooſung aus freier Hand erworben werden, ſo ſollen die auf dieſem Wege 
getilgten Nummern jedesmal durch die obenbemerkten Blätter öffentlich bekannt 
gemacht werden. Ren 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
Kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug haben⸗ 
den Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots 
und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere HH. 1. bis 13. 
mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: f . 


a) die im §. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem 
Magiſtrat gemacht werden, welchem alle diejenigen Gefchäfte und Be⸗ 
fugniſſe zuſtehen, welche nach der angefuͤhrten Verordnung dem Schatz⸗ 
miniſterium zukommen; gegen die Verfuͤgung des Magiſtrats findet 
Rekurs an die Koͤnigliche Magdeung zu Magdeburg ſtatt; 

b) das im K. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem 
Königlichen Stadt⸗ und Kreisgerichte zu Magdeburg; 

c) die in den $$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Be⸗ 
kanntmachungen ſollen durch diejenigen Blätter geſchehen, durch welche 
die ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; 


d) an die Stelle der im H. 7, jener Verordnung erwaͤhnten fechs Zins⸗ 
Zahlungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im §. 8. erwaͤhnten 
achten Zahlungstermins ſoll der fuͤnfte treten. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons aus⸗ 
gegeben; die ferneren Zinskupons werden fuͤr fuͤnffaͤhrige Perioden ausgegeben 
werden. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Stadtkaſſe 
in Buckau gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen 

(Nr. 6331.) 36* Zins⸗ 


x 
* 


— > 


Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor⸗ 
zeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 
Z3iaur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Buckau mit ihrem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 

Bückau, den 8 


Eingetragen 
Fol. 5 
Serie J. 
Zins e ee 
uͤber 


Zwei Thaler fünfzehn Silbergroſchen Zinſen 


der \ 
Buckauer Stadt⸗ Obligation 
. uͤber 100 Thaler. 

Inhaber dieſes Kupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
die halbjaͤhrlichen Zinſen der Stadt⸗Obligation M ..... mit zwei Thalern 
fuͤnfzehn Silbergroſchen aus der Stadtkaſſe in Buckau. 

Bien dee eine 18. 


(Trockener Stempel.) 
Der Magiſtrat. 


(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtratsmitgliedes.) 


Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er 
faͤllig geworden, erhoben wird. 


Ta⸗ 


509 
Talon 
zu der ; 


Buckauer Stadt- Obligation 


über 100 Thaler A fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der vor⸗ 
benannten Obligation die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 
18. bei der Stadtkaſſe in Buckau, ſofern nicht von dem Inhaber der Obli⸗ 
gation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. 


Buckau, gen; de 18. 


(Trockener Stempel.) 


Der Magiſtrat. 


(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtratsmitgliedes.) 


(Nr. 6332.) Privilegium über Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen III. Emiſ⸗ 
ſion der Stadt Tilſit, Regierungsbezirks Gumbinnen, zum Betrage von 
50,000 Thaler. Vom 23. April 1866. 


0 8 5 
Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Tilſit darauf angetragen hat, zur Be⸗ 
ſtreitung außerordentlicher ſtaͤdtiſcher Ausgaben ein Darlehn von 50,000 Thalern 
aufzunehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen 
verſehene Stadt⸗Obligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in Gemäßheit 
des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegen⸗ 
waͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von 50,000 Thalern Tilſiter Stadt-Obli⸗ 


o d III. Emiſſion, welche nach dem anliegenden Schema (A. und B.) in 


270 Apoints, und zwar: 
40 Apoints zu 500 Thaler, 
70 = 200 = 
160 E 100 = 


auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen und, von Seiten der 
(Nr. 6331—6332.) Glaͤu⸗ 


VVV 
Gläubiger unkundbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Auslooſung 
innerhalb 31 Jahren von Zeit der Emiſſion an zu amortifiren find, mit Vor⸗ 


behalt der Rechte Dritter Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch da⸗ 


durch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem \ 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 23. April 1866. 
(J. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Schema A. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
Tilſiter Stadt-Obligation III. Emiſſion 
(Tilſiter Stadtwappen) 
über Thaler Preußiſch Kurant. 


(Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom 
Geſetz-Samml. von 18. S. ) 


Wir Magiſtrat der Stadt Tilſit urkunden und bekennen hiermit, daß der In⸗ 
haber dieſes Schuldſcheins der hieſigen Stadt ein Darlehn voan Thalern, 
ſchreibesen: Thalern Preußiſch Kurant gegeben hat, deſſen Empfang 
wir hiermit beſcheinigen und verfprechen, daſſelbe vom 1. Januar 1866. ab mit 
fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und jedem Vorzeiger dieſes unter den folgen⸗ 
den Allerhoͤchſt genehmigten Bedingungen prompt binnen ſpaͤteſtens 31 Jahren 
zuruͤckzuzahlen. 
1) Es werden ausgegeben und mit laufenden Nummern verſehen: 
40 Stuͤck Obligationen von Nr. 1. bis inkl. 40. à 500 Rthlr. 20,000 Kthlr. 
70 = 2 2 2 41. 2 110. 4 200 = 214,000 = 
160 - = = 411. = 270.4 100 = =16,000 - 
in Summa = 50,000 Rthlr. 
2) Jeder 


nd 
2) Jeder Obligation werden zehn Zins ſcheine für die fünf Jahre 1866. 
bis 1870. beigegeben, zahlbar postnumerando am 1. Juli und 2. Ja⸗ 
nuar jeden Jahres. 
Die Zinsſcheine beduͤrfen nur der Unterſchrift des Rendanten; die 
der Magiſtratsmitglieder wird auf ihnen durch Druck hergeſtellt. 


3) Nach Ablauf dieſer, ſowie jeder folgenden fuͤnf Jahre werden neue 
Zinsſcheine für je fünf Jahre nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung 
von der Stadt⸗Hauptkaſſe an die Vorzeiger dieſer Obligationen aus⸗ 
gereicht, auch, daß dies geſchehen, auf der Obligation vermerkt. 


4) Die Verzinſung erfolgt zu fünf Prozent jährlich in den gedachten halb⸗ 
jaͤhrigen Terminen. c 
5) Zur Tilgung dieſer 50,000 Thaler wird verwendet: 

a) jaͤhrlich der Betrag von 14 Prozent des Schuldkapitals oder die 
Summe von 750 Thalern, welche zu dieſem Zwecke im Stadt⸗ 
haushaltsetat beſonders ausgeworfen wird; 

b) nach Beginn der Amortiſation auch die durch die allmaͤligen Ruͤck⸗ 
zahlungen erſparten Zinſen. 

Aus dieſem Tilgungsfonds werden jaͤhrlich, am 2. Januar, 
mindeſtens 13 Prozent der 50,000 Thaler, jedoch nur in runden, mit 
Hundert abſchließenden Summen, und zwar vermittelſt Auslooſung, 
zuruͤckgezahlt und demgemaͤß die ganze Schuld binnen 31 Jahren völlig 
getilgt. 

Die Auslooſung findet in öffentlicher Stadtverordnetenſitzung im 
naͤchſtvorhergehenden Monat Auguſt ſtatt. 


6) Gleich nach erfolgter Auslooſung werden die ausgelooſten Obligationen 
im Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Gumbinnen, in der Koͤnigs⸗ 
berger Hartungſchen Zeitung und im Staatsanzeiger, nach Befinden 
des Magiſtrats auch in einem Tilſiter Lokalblatte, oͤffentlich bekannt 
gemacht und die Eigenthuͤmer zur Einlöfung aufgefordert. Wenn eines 
der drei erſtgenannten Blätter eingehen ſollte, wird mit Genehmigung 
der Königlichen Regierung ein entſprechendes anderes gewählt werden, 
ebenſo, falls eins der ſubſtituirten Blaͤtter demnaͤchſt zu erſcheinen auf⸗ 
hoͤren ſollte. 

7) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt nach dem Nenn⸗ 

werthe auf der Stadt⸗Hauptkaſſe gegen Ruͤckgabe der Obligation nebſt 
Zinsſcheinen. 

Sollten die ausgereichten Zinsſcheine fehlen, fo wird der Betrag der 
fehlenden Zinsſcheine zurückbehalten und zur Einloͤſung derſelben ver⸗ 
wendet, event. den Gläubigern nachgezahlt. 

8) Werden die ausgelooſten Obligationen nicht bis zu dem auf die Aus⸗ 
looſung zundchft folgenden 2. Januar zur Einloͤſung eingereicht, fo 
115 doch mit dieſem Tage die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen 
auf. 


(Nr. 63320 a 9) Auf 


. 
9) Auf die Belraͤge der ausgelooſten Obligationen, die nicht eingeliefert 


werden, haben die Eigenthuͤmer nur inſoweit ein Recht, als ſie ſich & 


noch binnen dreißig Jahren nach eingetretener Faͤlligkeit melden. 

10) Die Nummern dieſer Obligationen werden jaͤhrlich in der unter 6. an⸗ 
gegebenen Weiſe öffentlich bekannt gemacht. 

11) Der Stadtgemeinde bleibt das Recht, den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken. 

12) Den Glaͤubigern ſteht kein Kuͤndigungsrecht zu. 

13) Die getilgten Obligationen werden in Gegenwart des Magiſtrats ver: 
nichtet, daruͤber, daß ſolches geſchehen, von demſelben eine Beſcheinigung 
ausgeſtellt und dieſe zu den Akten gebracht. 

14) Die fälligen Zinsſcheine werden von der Stadt-Hauptkaſſe an Zahlungs⸗ 
ſtatt angenommen. 

15) Der Betrag der fälligen Zinsſcheine wird an jeden Vorzeiger, gegen 
Auslieferung derſelben, zu den feſtgeſetzten Terminen aus der Stadt⸗ 
Hauptkaſſe gezahlt. 

16) Die ruͤckſtaͤndigen Zinſen verjaͤhren, wenn ſie nicht in den naͤchſten vier 
Kalenderjahren nach dem Jahre, in welchem ſie faͤllig geworden, bei 
der Stadt⸗Hauptkaſſe abgehoben werden. 

17) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
ſcheine finden die HH. 1—13. des Geſetzes vom 16. Juni 1819., 
ſowie die erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden ergänzenden Beſtimmungen 
dazu, jedoch mit folgenden Maaßgaben, ſtatt: 

a) die im H. 1. vorgeſchriebene Anzeige wird dem Magiſtrat in Tilſit 
gemacht. Dieſem werden alle diejenigen Geſchaͤfte und Befugniſſe 
beigelegt, welche nach der angefuͤhrten Verordnung dem Schatz⸗ 
miniſterium zukommen; gegen ſeine Verfuͤgungen findet der Rekurs 

. an die Koͤnigliche Regierung zu Gumbinnen ſtatt; 

b) das im H. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreis⸗ 
gerichte in Tilſit; 

e) die dort in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch die oben unter Nr. 6. angeführten Blätter 
geſchehen; 

d) in Stelle der im H. 7. erwaͤhnten ſechs Zinszahlungs⸗ Termine 
ſollen acht, und anſtatt des im H. 8. erwaͤhnten achten Zinszahlungs⸗ 
Termins ſoll der zehnte abgewartet werden. 

18) Das geſammte Vermögen der Stadtgemeinde Tilſit haftet den Glaͤu⸗ 
bigern fuͤr dieſe Schuld. 

Tilſitt de ß: 


Der Magiſtrat. 
Stadt⸗Hauptkaſſe. Eingetragen in die Kaſſen⸗ 
N Kontrole Fol.. 
Hierzu ſind zehn Zinsſcheine 
Nr. 1—10. ausgereicht. 


Zinsſchein 1 


uͤber 
Thlr. Sgr. P, Thaler ꝛ e 
der Tilſiter Stadt⸗Obligation 
III. Emiſſion M über ..... Thaler. 

Inhaber dieſes empfängt am Dunn 18. die halbjaͤhrigen Zinſen 
der Stadt⸗ Obligation 21% mit Thlr.. Sgr. .. Pf., ſchreibe 
ER Thaler ꝛc. aus der Stadt: 5 

Tilſit, denn 18. 

Der Magiſtrat. 
Stadt⸗Hauptkaſſe. Eingetragen Kontrole Fol. ..... 


Die hier genannten Zinſen verjaͤhren in 
den naͤchſten vier Kalenderjahren nach dem 
Jahre, in welchem ſie faͤllig geworden ſind. 


(Nr. 6333.) Statut des Kallieſer Entwaͤſſerungsverbandes. Vom 7. Mai 1866. 8 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der an Naͤſſe leidenden Grundſtuͤcke oberhalb 
der Stadtmuͤhle zu Kallies im Dramburger Kreiſe, nach Anhoͤrung der Be⸗ 
theiligten, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz⸗Samml. 
vom Jahre 1853. S. 82.), was folgt: 


| §. 1. 
Die Eigenthuͤmer der nachbezeichneten Grundſtuͤcke bei Kallies: 


1) des großen und kleinen Babrowſees, 
Jahrgang 1866. (Nr. 63326333.) i f 2) des 


a a 
2) des Mühlenteichs, 
3) des großen und kleinen Kargenſees, 


4) der Wieſen und ſonſtigen an Naͤſſe leidenden Grundſtuͤcke oberhalb 
der Stadtmuͤhle, bis zu dem Hinter: und Vorder⸗Kuhdammbruch, dieſe 
eingeſchloſſen, 


werden unter dem Namen des Kallieſer Entwaͤſſerungsverbandes zu einer Ge: 
noſſenſchaft mit Korporationsrecht vereinigt. 
Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Dramburg. 
Zweck des Verbandes iſt, durch Senkung des Waſſerſpiegels der vor⸗ 
gedachten Seen die verſumpften Wieſen und anderen Grundſtuͤcke ertragsreicher 
zu machen und aus dem Seegrunde neue nutzbare Grundſtuͤcke zu gewinnen. 


§. 2. 


Die zum Zwecke dieſes Unternehmens erforderlichen Anlagen ſind von 
der Genoſſenſchaft nach dem Koſtenanſchlage und dem Erlaͤuterungsbericht des 
Baumeiſters Schoͤnwald zu Coͤslin vom 27. Maͤrz 1865., ſowie derſelbe bei 
der Reviſion in den hoͤheren Inſtanzen feſtgeſtellt worden, auszufuͤhren, auch 
demnaͤchſt zu unterhalten. 

Die Ausfuͤhrung und Unterhaltung erfolgt, ſoweit nicht unten Aus⸗ 
nahmen beſtimmt ſind, auf gemeinſchaftliche Koſten. 

Die hierzu erforderlichen Geldmittel ſind zunaͤchſt in Hoͤhe von 13,600 Tha⸗ 
lern durch Darlehne zu beſchaffen, welche zu verzinſen und im Wege der Amor⸗ 
tiſation zuruͤckzuzahlen find. Die Amortiſations⸗ und Zinsquoten, ſowie die⸗ 
jenigen Koſten, welche die Summe von 13,600 Thalern uͤberſteigen ſollten, ſind 
durch Beitraͤge von den Genoſſen des Verbandes zu decken und ſofort nach er⸗ 


So 


folgter Ausſchreibung baar aufzubringen. 


§. 3. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Sozietaͤtsdirektor. Der Land⸗ 
rath des Dramburger Kreiſes ſoll zugleich Sozietaͤtsdirektor fein. Derſelbe 
führt die Verwaltung nach den Beſtimmungen dieſes Statuts und den Be⸗ 

ſchluͤſſen des Vorſtandes und vertritt die Genoſſenſchaft in allen Angelegenheiten, 
auch dritten Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber, in und außer Gericht. Er 
hat insbeſondere: g 


a) die Ausführung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach 
den feſtgeſetzten Plaͤnen zu veranlaſſen und zu beaufſichtigen; 


bp) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den 
Saͤumigen noͤthigenfalls durch adminiſtrative Exekution zur Verbands⸗ 
Kaſſe einzuziehen, die Zahlungen auf dieſe Kaſſe anzuweiſen und die 
Verwaltung dieſer Kaſſe zu revidiren; b \ 


c) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. 5 
H. 4. 


Gar 


Dem Sozietaͤtsdirektor wird ein Vorſtand von ſechs Mitgliedern und 
ebenſoviel Stellvertretern beigeordnet, welcher unter dem Vorſitze des Direktors 
nach Stimmenmehrheit der Anweſenden verbindende Beſchluͤſſe fuͤr die Genoſſen⸗ 
ſchaft zu faſſen, den Direktor in ſeiner Geſchaͤftsfuͤhrung zu unterſtuͤtzen und 
das Beſte des Verbandes uͤberall wahrzunehmen hat. Zu einem guͤltigen Be⸗ 
ſchluſſe iſt die Anweſenheit von mindeſtens vier Vorſtandsmitgliedern erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit hat der Sozietaͤtsdirektor den Ausſchlag zu geben 
und demgemaͤß die Beſchluͤſſe des Vorſtandes zu regeln und auszufuͤhren. 

Wer bei irgend einem zu beſchließenden Gegenſtande ein perſoͤnliches In⸗ 
tereſſe hat, welches mit dem der Geſammtheit des Verbandes kollidirt, darf an 
der betreffenden Abſtimmung nicht Theil nehmen. 

Zu den Obliegenheiten des Vorſtandes gehoͤrt es insbeſondere, im Namen 
der Genoſſenſchaft Darlehne aufzunehmen, dieſelben im Intereſſe des Verbandes, 
dieſen Statuten gemaͤß, zu verwenden und deren Verzinſung und Amortiſation 
zu vermitteln. Auch hat derſelbe den Rendanten der Verbandskaſſe zu beſtellen 
und ſich wegen ſeiner Beſoldung mit ihm zu verſtaͤndigen. Es iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß ein Mitglied des Vorſtandes dies Amt ebenfalls uͤbernimmt. 

Die Vorſtandsmitglieder haben ferner den Sdzietaͤtsdirektor in Be⸗ 
hinderungsfaͤllen zu vertreten. Alljaͤhrlich findet mindeſtens einmal eine Vorſtands⸗ 
ſitzung in der Stadt Kallies ſtatt, zu welcher der Sozietaͤtsdirektor die Vorſtands⸗ 
mitglieder einladet. Dieſelben ſind in Behinderungsfaͤllen gehalten, die Vor⸗ 
ladung ſofort an ihren Stellvertreter zu befoͤrdern. 

Die Wahl der Vorſtandsmitglieder erfolgt fuͤr die Dauer von drei Jahren 
in einer vorſchriftsmaͤßig vom Sozietaͤtsdirektor einzuladenden Generalverſamm⸗ 
lung des Verbandes nach abſoluter Stimmenmehrheit der perſoͤnlich anweſenden 
Genoſſen. N N 

Scheidet innerhalb der Wahlperiode ein Vorſtandsmitglied aus, ſo voll⸗ 
zieht der Vorſtand die hierzu noͤthige Erſatzwahl nach abſoluter Stimmenmehr⸗ 
heit der Vorſtandsmitglieder und ihrer Stellvertreter. ß 

Die Mitglieder des Vorſtandes, den Rendanten ausgenommen, verwalten 
ihr Amt unentgeltlich; baare Auslagen werden ihnen aus der Verbandskaſſe 
erſtattet. 


H. 5. 


Jeder einzelne Genoſſe des Verbandes haftet fuͤr die Ruͤckzahlung und 
Verzinſung der Darlehne, alſo fuͤr die Amortiſationsquoten und Zinſen derſelben, 
ſowie fuͤr die anderweitig aufzubringenden Beitraͤge und fuͤr die Koſten der 
Unterhaltung — cfr. $. 2. — nur nach Verhaͤltniß der ihm gehörigen, inner⸗ 
halb des Meliorationsverbandes belegenen Flaͤchen. 

Um dies Beitragsverhaͤltniß vorlaͤufig und vorbehaltlich der ſpaͤteren Aus⸗ 
gleichung feſtzuſtellen, hat der Vorſtand, unter Zuziehung eines oͤkonomiſchen 
Sachverſtaͤndigen, ein Kataſter anzufertigen, in welchem die Namen der zum 
Verbande gehoͤrigen Beſitzer und ihre Flaͤchen, die letzteren auch nach ihrer 
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on 


Größe einzutragen find. Während der Ausfuhrung und bis zur Beendigung 
der Entwaͤſſerungsarbeiten beſtimmt ſich das Beitragsverhaͤltniß lediglich nach 
der Größe der in dieſem Kataſter verzeichneten Flaͤchen. ö 

Dies Kataſter iſt, bevor die Koſtenbeitraͤge zum erſten Male ausgeſchrieben 
werden, ſechs Wochen lang ſowohl auf dem Landrathsamte zu Dramburg, als 
auch auf dem Magiſtratsbuͤreau zu Kallies zur Einſicht der Genoſſen offen zu 
legen. Die Offenlegung iſt vorgaͤngig durch das Kreisblatt bekannt zu machen. 
Beſchwerden gegen den Inhalt dieſes vorlaͤufigen Kataſters ſind waͤhrend jener 
ſechswoͤchentlichen Friſt an die Regierung zu Coͤslin zu richten, bei deren Ent⸗ 
ſcheidung es ſein Bewenden behaͤlt. 

Die definitive Untervertheilung der Beitragskoſten erfolgt erſt nach Been⸗ 
digung und nach geſchehener Abnahme der Entwäſſerungsarbeiten. Hierbei wird 
das Beitragsverhältniß nicht blos durch die Größe der Flaͤche, ſondern auch nach 
dem Maaßſtabe des erzielten Vortheils, ſowohl fuͤr die bisher ſchon nutzbaren 
als auch fuͤr die trocken zu legenden Grundſtuͤcke, feſtgeſtellt. 

Nach dieſem Grundſatze iſt das vorläufig angelegte Kataſter abzuaͤndern 
und zu vervollfiändigen. Der Sozietaͤtsdirektor hat die Aufſtellung dieſes 
Kataſters zu bewirken unter Zuziehung von zwei Kreisverordneten des Dram⸗ 
burger Kreiſes. Das Kataſter iſt in gleicher Weiſe wie bei der vorlaͤufigen 
Untervertheilung offen zu legen. Jedem einzelnen Genoſſen ſteht waͤhrend der 
ſechswöchentlichen Offenlegung die Beſchwerde an die Regierung in Coͤslin frei. 

Die Beſchwerden ſind durch einen Kommiſſarius der Regierung unter 
Zuziehung der Beſchwerdeführer, eines Mitgliedes des Vorſtandes und der er⸗ 


forderlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. Die Sachverſtaͤndigen werden von 


der Regierung ernannt. 
Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate 


einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt; andernfalls werden 


die Akten an die Regierung zur Entſcheidung vorgelegt. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Regierungs⸗ 
Entſcheidung iſt der Rekurs an den Minifter für die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten zulaͤſſig. Soweit die eingelegten Beſchwerden verworfen werden, 
treffen die Koſten die Beſchwerdefuͤhrer. 

Aus dem vorläufig und definitiv feſtgeſtellten Kataſter legt der Sozietaͤts⸗ 
Direktor die Hebeliſten an. Rekurſe und Beſchwerden ſind dem Sozietaͤtsdirektor 
einzureichen. | 


H. 6. 


Die Beitragspflicht ruht auf den zur Genoſſenſchaft gehoͤrigen Grund⸗ 
ſtuͤcken, iſt unabloͤslich und den öffentlichen Laſten gleich zu achten und bedarf 
deshalb keiner hypothekariſchen Eintragung. Die Verbandsgenoſſen unterliegen, 
im Falle ſie ihre Beitraͤge nicht puͤnktlich berichtigen ſollten, der zwangsweiſen Ein⸗ 
ziehung im Wege der adminiſtrativen Exekution. Dieſe Exekution findet auch 
gegen den Paͤchter, Nießbraucher, und gegen jeden aus einem ſonſtigen Rechts⸗ 


titel berechtigten Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks ſtatt, vorbehaltlich des 


Regreſſes an den eigentlich Verpflichteten. Zu den Beiträgen, die hiernach den 
a oͤffent⸗ 


. 


öffentlichen Laſten gleich zu erachten find, gehören ſowohl die Amortiſations⸗ 
und Zinsraten, als auch die baar aufzubringenden Koſten. 


7 


Die Genoſſenſchaft ift befugt, ſoweit dies zur Ausführung des Ent⸗ 
waͤſſerungsplanes und zur Anlegung der etwa noͤthigen Kulturwege erforder⸗ 
lich iſt: 


1) die Aufhebung oder Veraͤnderung von Muͤhlenwerken, und 


2) die Abtretung des erforderlichen Grund und Bodens, die Einraͤumung 
einer Servitut, oder die voruͤbergehende Benutzung von Grundſtuͤcken 


gegen Entſchaͤdigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 
1811. (Geſetz⸗Samml. von 1811. S. 352. ff.) zu verlangen. 


H. 8. 


Jeder Verbandsgenoſſe iſt verpflichtet, auf ſeinen Grundſtuͤcken die An⸗ 
legung von Graͤben und Kulturwegen zu geſtatten und den dazu erforderlichen 
Grund und Boden unentgeltlich herzugeben. Sollte der hieraus dem Einzelnen 
erwachſende Nachtheil durch die ihm verbleibende Grasnutzung an den Graben: 
boͤſchungen und auf den Wegen nicht genuͤgend aufgewogen werden, ſo iſt eine 
billige Entſchaͤdigung aus der Verbandskaſſe reſp. von den bei der Wege- oder 
Grabenanlage ſpeziell Betheiligten zu leiſten. Die Hoͤhe derſelben iſt, ſofern 

eine guͤtliche Einigung nicht erfolgt, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds— 
richterlich feſtzuſtellen. — cfr. H. 10. — 

Die Einrichtung des trocken zu legenden Seegrundes zu Wieſen oder 
anderen nutzbaren Grundſtuͤcken liegt ebenſo, wie die weitere Kultur und Ent⸗ 
waͤſſerung der zum Verbande gehoͤrigen einzelnen Parzellen, den Eigenthuͤmern 
allein ob. Doch ſind die Verbandsgenoſſen verpflichtet, ſich hierbei den An⸗ 
ordnungen des Vorſtandes zu fuͤgen, ſoweit das Intereſſe des Verbandes es 
erfordert. 

Die Unterhaltung der allgemeinen Anlagen, insbeſondere der fuͤnf im 
Schoͤnwaldſchen Koſtenanſchlage aufgeführten Vorfluthsgraͤben, liegt der Ge⸗ 
noſſenſchaft insgeſammt ob. f 

Die Koſten derſelben werden in gleichem Verhaͤltniſſe aufgebracht, wie 
die Koſten der Anlage ſelbſt. Nur die bereits jetzt im Meliorationsverbande 
vorhandenen Bruͤcken ſind, beziehentlich nachdem ihr Umbau auf Koſten des 
Verbandes erfolgt ſein wird, von denjenigen Verpflichteten vorſchriftsmaͤßig 
zu unterhalten, welchen bisher die Unterhaltung oblag. Die Entwaͤſſerungs⸗ 
graben und Kulturwege, welche im beſonderen Intereſſe einzelner Genoſſen auf 
deren Koſten angelegt werden, muͤſſen von den dabei ſpeziell Betheiligten unter⸗ 
halten werden. i 

Der Vorſtand hat auch dieſe Unterhaltungspflicht in Anſehung der 
Bruͤcken, Wege und Graͤben zu uͤberwachen, im Falle des Widerſtandes die 
polizeiliche Huͤlfe des Landrathes anzugehen und etwaige Beſchaͤdigungen, die bei 
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Be 


Gelegenheit der Grasnutzung vorfallen ſollten, ſofort auf Koſten des Nutz⸗ 
nießers herſtellen zu laſſen. i 

An den vom Verbande anzulegenden und zu unterhaltenden Vorfluths⸗ 
Gräben find vom oberen Rande der Boͤſchung ab zum Begehen der Gräben 
drei Fuß Land unbeackert zu laſſen und mit Weidevieh zu verſchonen. Die 
Grabenraͤnder duͤrfen nur mit Strauchwerk bepflanzt werden. Die bei Nutzung 
der Anpflanzung entſtandenen Beſchaͤdigungen der Gräben werden auf Koſten 
des Nutznießers von dem Verbande ſofort wieder hergeſtellt. 

Neben der Anpflanzung, ſofern eine ſolche erfolgt, iſt, wie vorſtehend, ein 
drei Fuß breiter Terrainſtreifen unbeackert und unbeweidet zu laſſen, auf welchem 
der Verkehr zur Beaufſichtigung der Graben geſtattet iſt. 

Die Raͤumung der Graben geſchieht alljaͤhrlich nach dem erſten Heufchnitte 
und laͤngſtens vor dem 15. Juli. 

Innerhalb vier Wochen nach der Grabenraͤumung haben die angrenzen— 
den Beſitzer den Auswurf bis auf Eine Ruthe Entfernung von dem äußeren 
Grabenrande bei Vermeidung der exekutiven Ausfuͤhrung auf ihre Koſten 
wegzuſchaffen. 


H. 9. 


Die Streitigkeiten, welche unter den Mitgliedern der Genoſſenſchaft in 
Anſehung des Eigenthums an den Grundſtuͤcken, der Zuſtaͤndigkeit oder des 
Umfangs von Grundgerechtigkeiten oder anderer Nutzungsrechte entſtehen ſollten, 
imgleichen Streitigkeiten uͤber beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende 
Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien, gehoͤren zur Entſcheidung der or⸗ 
dentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche gemeinſame Angelegen⸗ 

heiten der Genoſſenſchaft, oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung des einen oder 
anderen Genoſſen betreffen, von dem Sozietaͤtsdirektor und dem Vorſtande nach 
Mehrheit der Stimmen entſchieden. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht jedem Theile 
der Rekurs an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von dem 
Tage der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Sozietaͤts⸗ 
Direktor anzumelden iſt. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der 
unterliegende Theil traͤgt die Koſten. | 

Das Schiedsgericht befteht aus einem Kreisdeputirten und zwei Kreis- 
verordneten, welche bei dem Entwaͤſſerungs-Unternehmen nicht betheiligt, und, 
falls ſich die ſtreitenden Parteien über deren Wahl nicht einigen, von der Re⸗ 
gierung zu Coͤslin zu beſtellen ſind. 5 


$ 10. 


Die Genoſſenſchaft iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von der Regierung zu Coͤslin und dem Miniſter fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ausgeuͤbt nach Maaßgabe dieſes Statutes, 
übrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Auf- 
ſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 0 


werden. i 


is, 5 N 
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l 
Abaͤnderungen des Statutes bedürfen der landesherrlichen Genehmigung. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 7. Mai 1866. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Fr. 6334.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 


„Preußiſche Feuerverſicherungs-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 19. Mai 1866. 


D. Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 5. Mai 
1866. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Preußiſche 
Feuerverſicherungs-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren 
Statut vom 16. Dezember 1865., letzteres mit der Maaßgabe zu genehmigen 
geruht, daß die Beſtimmung im H. 26. über das Ausſcheiden der Stellvertreter 
im Verwaltungsrathe dahin zu lauten hat: a 


„von den Stellvertretern aber in jedem Jahre Einer, und zwar fuͤr die 
Zeitdauer der erſten vier Jahre nach der Entſcheidung des Looſes, 
ausſcheiden.“ 


Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 


Berlin, den 19. Mai 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter 
und öffentliche Arbeiten. des Innern. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6335.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der von der ordent- 
lichen Generalverſammlung der „Berliner Kammgarnſpinnerei-Aktiengeſell⸗ 
ſchaft“ in Berlin am 2. Maͤrz 1866. beſchloſſenen Aenderung der Firma 
der Geſellſchaft in: „Berlin-Neuendorfer Aktienſpinnerei.“ Vom 24. Mai 
1866. 


De Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 14. Mai 
1866. die von der ordentlichen Generalverſammlung der „Berliner Kammgarn⸗ 
Spinnerei⸗Aktiengeſellſchaft“ in Berlin am 2. Maͤrz 1866. beſchloſſene Aenderung 
der Firma der Geſellſchaft in: „Berlin-Neuendorfer Aktienſpinnerei“ zu geneh⸗ 
migen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Geſellſchaftsbeſchluſſe wird durch das 
Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin be⸗ 
kannt gemacht werden. 


Berlin, den 24. Mai 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


